
Textteil zum Bebauungs- und Grünordnungsplan "Tanzwiesen-West" und 3. Änderung des 
Bebauungsplanes "Tanzwiesen", Gemeinde Litzendorf, Landkreis Bamberg. 
Grundlage des Bebauungsplanes ist der Aufstellungsbeschluss des Gemeinderates Litzendorf vom 
21.03.2017. 
 
 

Präambel 
 

Die Gemeinde Litzendorf erlässt auf Grund 
 

a) des Baugesetzbuches (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 03. November 2017 (BGBl. l S.
3634) 
b) der Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. November 2017
(BGBl. L S. 3786) 
c) der Bayerischen Bauordnung (BayBO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. August 2007 (GVBl.
S. 588, BayRS 2132-1-B), die zuletzt durch § 3 des Gesetzes vom 24. Juli 2019 (GVBl. S. 408) geändert
worden ist 
d) der Gemeindeordnung (GO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 22. August 1998 (GVBl. S. 796,
BayRS 2020-1-1-l), die zuletzt durch § 1 Abs. 38 der Verordnung vom 26. März 2019 (GVBl. S. 98) geändert
worden ist 
e) des Bundesnaturschutzgesetzes (BNatSchG) vom 29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2542), das zuletzt durch Art. 8
des Gesetzes vom. 13. Mai 2019 geändert worden ist 
f) des Bayerischen Naturschutzgesetzes(BayNatSchG) vom 23. Februar 2011 (GVBl. S. 82, BayRS 791-1-
U), das zuletzt durch Gesetz vom 24. Juli 2019 (GVBI. S. 405) und durch § 1 des Gesetzes vom 24. Juli
2019 (GVBl. S. 408) geändert worden ist 
g) der Planzeichenverordnung vom 18. Dezember 1990 (BGBl. 1991 I S.58), die zuletzt durch Artikel 3 des
Gesetzes vom 04. Mai 2017 (BGBl. S. 1057) geändert worden ist 
 

folgenden Bebauungsplan, bestehend aus Festsetzungen durch Planzeichen und den textlichen 
Festsetzungen, in der Fassung vom ………….. als Satzung. 
 

 
 

A. Zeichnerische und textliche Festsetzungen nach § 9 BauGB, BauNVO und DIN 18005 
 
 
 1. Art der baulichen Nutzung 
  (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB und §§ 1-15 BauNVO) 
 
 1.1 Allgemeine Wohngebiete (§ 4 BauNVO) 
  Gemäß § 1 Abs. 4 und 9 BauNVO in Verbindung mit § 15 BauNVO wird festgesetzt, dass die 

nach § 4 Abs. 3 BauNVO ausnahmsweise zulässigen Nutzungen im Plangebiet Nr. 3 (Anlagen 
für Verwaltungen), Nr. 4 (Gartenbaubetriebe) und Nr. 5 (Tankstellen) nicht zulässig sind, da diese 
im Plangebiet und der unmittelbar angrenzenden Bebauung neue und den Wohncharakter 
beeinträchtigende Konflikte schaffen würden. 

  Die nach § 4 Abs. 3 BauNVO ausnahmsweise zulässige Nutzung Nr. 1 (Betriebe des 
Beherbergungsgewerbes) wird eingeschränkt auf bis zu 2 Ferienwohnungen je Baurecht. Damit 
wird dem touristischen Bedarf Rechnung getragen. Größere Beherbergungsbetriebe würden den 
Maßstab des Gebietes sprengen und damit die Wohnruhe und das Ortsbild beeinträchtigen. 

 
 1.2 Nebenanlagen (§ 14 BauNVO) sind auch außerhalb der vorgegebenen Baugrenzen gemäß den 

Vorschriften der BayBO zulässig. 
 
 1.3 Beschränkung der Zahl der Wohnungen (§ 9 Nr. 1 Abs. 6 BauGB) 
  Im Bereich der Ausweisung III (maximal zulässige Zahl der Vollgeschosse) sind pro 

Wohngebäude / Doppelhaushälfte / Reihenhaus maximal 3 Wohneinheiten zulässig, um so das 
städtebauliche Erscheinungsbild nicht zu beeinträchtigen. 

 
 
 2. Maß der baulichen Nutzung 
  (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 und § 9 Abs. 2 BauGB und §§ 16 - 21a BauNVO) 
 
 2.1 Zahl der Vollgeschosse 
 

 2.1.1 Maximal II Vollgeschosse zulässig: Z = II. 
 
 2.1.2 Maximal III Vollgeschosse zulässig: Z = III. 
 
 2.2 Grundflächenzahl GRZ 
  (§§ 16, 17 und 19 BauNVO) 
 
 2.3 Geschossflächenzahl GFZ 
  (§§ 16, 17 und 20 BauNVO) 
 
 2.4 Höhenfestsetzung 
  (§ 9 Abs. 2 BauGB, § 16 Abs. 2 Nr. 4 BauNVO) 
 
  Die maximale traufseitige Wandhöhe beträgt bei III 9,60 m. Gemessen wird von der 

Erdgeschossfußbodenoberkante bis zur Schnittlinie Außenkante Außenwand / OK Dachhaut. 
  Die maximale Firsthöhe beträgt bei III 12,00 m. Gemessen wird von der 

Erdgeschossfußbodenoberkante bis zum oberen Abschluss des Gebäudes. 
  Der First muss im Bereich der maximalen Firsthöhe mindestens jeweils 2,40 m von den seitlichen 

Gebäudeaußenwänden zurückspringen. Im Bereich der Rücksprünge ist eine Staffelung nach 
unten bis zur max. Traufhöhe möglich. 

  Siehe hierzu Erläuterungszeichnung unter C 17 der verbindlichen Festsetzungen ("Maske" für 
maximale Ausdehnungen der Gebäudequerschnitte bezogen auf 12 m Gebäudebreite). 

 
  Die maximale traufseitige Wandhöhe beträgt bei II 6,60 m. Gemessen wird von der 

Erdgeschossfußbodenoberkante bis zur Schnittlinie Außenkante Außenwand / OK Dachhaut. 
  Die maximale Firsthöhe beträgt bei II 9,00 m. Gemessen wird von der 

Erdgeschossfußbodenoberkante bis zum oberen Abschluss des Gebäudes. 
  Der First muss im Bereich der maximalen Firsthöhe mindestens jeweils 2,40 m von den seitlichen 

Gebäudeaußenwänden zurückspringen. Im Bereich der Rücksprünge ist eine Staffelung nach 
unten bis zur max. Traufhöhe möglich. 

  Siehe hierzu Erläuterungszeichnung unter C 18 der verbindlichen Festsetzungen ("Maske" für 
maximale Ausdehnungen der Gebäudequerschnitte bezogen auf 12 m Gebäudebreite). 

 
 
 3. Bauweise, Baulinien, Baugrenzen, Stellung der baulichen Anlagen 
  (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, §§ 22 und 23 BauNVO) 
 
 3.1 Offene Bauweise 
  (§ 22 Abs. 2 BauNVO) 
 
 3.1.1 Nur Einzelhäuser zulässig. 
 
 3.1.2 Nur Einzelhäuser und Doppelhäuser zulässig. 
 
 3.1.3 Nur Einzelhäuser, Doppelhäuser und Hausgruppen zulässig. 
 
 3.2 Abweichende Bauweise 
  (§ 22 Abs. 4 BauNVO) 
 
 3.2.1 Nur Einzelhäuser, Doppelhäuser und Hausgruppen zulässig. 
 
 3.3 Baugrenze 
  (§ 23 Abs. 3 BauNVO) 
  Unabhängig von den Festsetzungen des Bebauungsplanes gelten hinsichtlich der 

Abstandsflächen die Regelungen des Art. 6 der BayBO; die durch die Baugrenzen ausgewiesene 
überbaubare Grundstücksfläche darf nur dann voll ausgenutzt werden, wenn die 
vorgeschriebenen Abstandsflächen (s. o.) eingehalten werden. 

 
 

 7. Flächen für Versorgungsanlagen, für die Abfallentsorgung und Abwasserbeseitigung 
sowie für Ablagerungen 

  (§ 9 Abs. 1 Nr. 12 und Abs. 6 BauGB) 
 
 7.1 Geplante Trafostation 
 
 
 8. Hauptversorgungsanlagen und Hauptabwasserleitungen 
  (§ 9 Abs. 1 Nr. 13 und Abs. 6 BauGB) 
 
 8.1 Abwasserleitungen bestehend (Oberflächenwasser) 
 
 8.2 Abwasserleitungen bestehend (Oberflächenwasser) und aufzulassen 
 
 8.3 Abwasserleitungen geplant (Trennsystem) 
 
 8.4 20-kV-Erdkabel (unterirdisch) mit Schutzstreifen  
 
 8.5 Die zur Erschließung des Baugebietes erforderlichen Ver- und Entsorgungsleitungen werden in 

der Regel in die öffentlichen Verkehrsflächen verlegt. Versorgungskabel (Strom und Telefon) und 
Versorgungsleitungen sind aus gestalterischen Gründen grundsätzlich unterirdisch und auf 
öffentlichem Grund zu verlegen. 

 
 
 9. Grünflächen  
  (§ 9 Abs. 1 Nr. 15 und Abs. 6 BauGB) 
 

9.1 Öffentlich Grünflächen 
Die öffentlichen Grünflächen sind naturnah bzw. gärtnerisch zu gestalten und, wo mit dem 
Nutzungszweck vereinbar, extensiv zu pflegen sowie dauerhaft gärtnerisch zu unterhalten. 
Entwicklungsziel der nordöstlichen Grünfläche (Kirchweihplatz) ist eine parkartige Gestaltung mit 
lichten Gehölzpflanzungen sowie Rasenfläche zur gelegentlichen Nutzung als Kirchweihplatz. 
Zulässig sind Anlagen, die der Zuwegung und dem Aufenthalt dienen, wie Fußwege 
(wassergebunden, max. 2 m breit), Sitzbänke etc.  
 

9.2 Begrünungsbindung nicht überbaubarer Grundstücksflächen 
Die nicht überbaubaren oder durch Nebenanlagen, Wege- und Stellplatzflächen überplanten 
Grundstücksflächen sind gärtnerisch zu gestalten und dauerhaft zu unterhalten. Nadelgehölze 1. 
und 2. Wuchsordnung sowie eine randliche Einfriedung der Grundstücke mit Nadelgehölzhecken 
ist unzulässig. Fassaden- und Wandbegrünung sind zulässig und erwünscht. Zur Durchgrünung 
des Baugebietes ist mindestens ein großkroniger Laub- oder Obstbaum je Baugrundstück 
nachzuweisen bzw. zu pflanzen und dauerhaft gärtnerisch zu unterhalten. Ausfälle sind 
gleichwertig zu ersetzen. Die Pflanzflächen sind dabei nach Möglichkeit mit mind. 12 cbm 
durchwurzelbarem Substrat herzustellen. Die dargestellten Einzelbaumstandorte sind als Hinweis 
zu sehen und lagemäßig nicht bindend. 
 

 15.2 Mit Geh- und Fahrrecht zu belastende Flächen 
  (§9 Abs. 1 Nr. 1 und Abs. 6 BauGB) 
 

  Leitungsrecht zur Sicherung eines 20 kV-Erdkabels (in Verbindung mit Pkt. A 8.4). 
 

 15.3 Umgrenzung von Flächen für Nutzungsbeschränkungen oder für Vorkehrungen zum Schutz 
gegen schädliche Umwelteinwirkungen (Schallimmissionen) 

  (§ 9 Abs. 1 Nr. 24 und Abs. 6 BauGB) 
 

Verkehrslärm 
Auf die Ausführungen zum Immissionsschutz in der Begründung zum Bebauungsplan wird 
explizit hingewiesen. Für das gesamte Plangebiet wird der Einbau von Schallschutzfenstern der 
Klasse 3 festgesetzt. Die Festsetzung bezieht sich auf den kompletten Geltungsbereich und ist 
ohne Plansymbol gültig. 
 
Kirchweih- und Anlagenlärm 
Auf die Ausführungen zum Immissionsschutz in der Begründung zum Bebauungsplan wird 
explizit hingewiesen. Herangezogen werden in diesem Zusammenhang die Erkenntnisse einer 
separaten "Schalltechnischen Untersuchung zum Kirchweih- und Anlagenlärm" vom 18.09.2018. 

 
 15.4 Umgrenzung der Flächen, die von Bebauung freizuhalten sind 
  (§ 9 Abs. 1 Nr. 10 und Abs. 6 BauGB) 
  Sichtdreiecke im Bereich von Straßenkreuzungen 
  Innerhalb der im Bebauungsplan gekennzeichneten Sichtflächen dürfen außer Zäunen neue 

Hochbauten nicht errichtet werden; Wälle, Sichtschutzzäune, Anpflanzungen aller Art und Zäune 
sowie Stapel, Haufen u. ä. mit dem Grundstück nicht fest verbundene Gegenstände dürfen nicht 
angelegt werden, wenn sie sich mehr als 0,80 m über die Fahrbahnebene erheben. Ebenso 
wenig dürfen dort genehmigungs- und anzeigefreie Bauten oder Stellplätze errichtet und 
Gegenstände gelagert oder hinterstellt werden, die diese Höhe überschreiten. Dies gilt auch für 
die Dauer der Bauzeit Einzelbaumpflanzungen im Bereich der Sichtflächen sind mit der 
Straßenbauverwaltung abzustimmen. 

  Dies gilt auch für die Anfahrsicht bei Grundstücksausfahrten. 
 
 15.5 Abgrenzung unterschiedlicher Nutzung innerhalb des Baugebietes 
  (§ 16 Abs. 5 BauNVO) 
 
 15.6 Grenze des räumlichen Geltungsbereiches 
  (§ 9 Abs. 7 BauGB)  
 
 15.7 Ausnahmen (§ 31 BauGB) 
  Bauten, die geringfügig von der festgesetzten Bauweise abweichen (z. B. geringfügige Über- 

oder Unterschreitung der in Teil B festgesetzten Maßzahlen oder individuell gestaltete 
Bauentwürfe) können als Ausnahmen zugelassen werden. Die notwendigen Abstandsflächen 
gemäß BayBO müssen jedoch eingehalten werden. 

 
 

 2. Garagen und Carports 
 
 2.1 Die Fußbodenhöhen der Garagen und Carports sind dem natürlichen Gelände anzupassen 
 
 2.2 Dachform und Dachdeckung bei Garagen 
  Es sind alle Dachformen und Dachdeckungen zulässig, sofern sie der BayBO entsprechen. Eine 

Dachbegrünung ist zulässig. 
 
 2.3 Die Gestaltung und Höhenlage aneinander gebauter Grenzgaragen ist aufeinander abzustimmen 

(Anpassungspflicht).  
 
 2.4 Höhenfestsetzung bei Garagen 
  Es sind Traufhöhen bis maximal 3,00 m gemessen ab Erdgeschossfußbodenoberkante (EFOK) 

und Firsthöhen bis maximal 6,50 m gemessen ab EFOK zulässig.  
  Bei Flachdächern gilt die festgesetzte max. Traufhöhe als oberster Abschluss des Gebäudes. 
 
 2.5 Vor den Garagen ist ein Stauraum von mindestens 5,0 m zur öffentlichen Verkehrsfläche hin, vor 

den Carports mindestens 1 m, einzuhalten. Der Stauraum darf nicht durch Einfriedungen oder 
Tore beschränkt werden. 

 
 2.6 Stellplätze 
  Für jede Wohneinheit sind zwingend die Stellplätze für Kraftfahrzeuge auf den 

Privatgrundstücken nachzuweisen. 
 
 
 3. Einfriedungen zu den öffentlichen Verkehrsflächen hin 
  Grundstückseinfriedungen werden nicht zwingend vorgeschrieben. Die Höhe der Einfriedung 

einschließlich Sockel wird auf max. 1.20 m begrenzt. Dies gilt nicht für Hecken. Sockelmauern 
sind bis zu einer Höhe von 25 cm zulässig. Einfriedungen sind dem natürlichen Geländeverlauf 
anzupassen und mit den benachbarten Einfriedungen gestalterisch abzustimmen. 
Trockenmauern aus Natursteinen sind zulässig. 

  Der Stauraum vor den Garagen darf zur öffentlichen Verkehrsfläche hin nicht eingefriedet 
werden. Ausnahmen bilden elektrisch betriebene Hoftore. 

  Besondere Regelungen für Einfriedungen und Bepflanzungen gelten bei Sichtdreiecken. 
 
 
 

VERFAHRENSVERMERKE 
 
1. Die Gemeinde Litzendorf hat in der Sitzung vom 21.03.2017 die Aufstellung des Bebauungs- und 

Grünordnungsplanes "Tanzwiesen-West" und der 3. Änderung des Bebauungsplanes "Tanzwiesen", 
beschlossen. Der Aufstellungsbeschluss wurde am 07.04.2017 ortsüblich bekannt gemacht. 

 
2. Die frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 3 Abs. 1 BauGB mit öffentlicher Darlegung und 

Anhörung für den Vorentwurf des Bebauungs- und Grünordnungsplanes in der Fassung vom 
21.03.2017 hat in der Zeit vom 18.04.2017 bis 19.05.2017 stattgefunden. 

 
3. Die frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 1 

BauGB für den Vorentwurf des Bebauungs- und Grünordnungsplanes in der Fassung vom 21.03.2017 
hat mit Schreiben vom 07.04.2017 bis 19.05.2017 stattgefunden. 

 
4. Zu dem Entwurf des Bebauungs- und Grünordnungsplanes in der Fassung vom 19.02.2018 wurden 

die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB mit Schreiben vom 
16.03.2018 bis 11.05.2018 beteiligt. 

 
5. Der Entwurf des Bebauungs- und Grünordnungsplanes in der Fassung vom 19.02.2018 wurde mit 

Begründung und Umweltbericht gemäß § 3 Abs. 2 BauGB in der Zeit vom 26.03.2018 bis 11.05.2018 
öffentlich ausgelegt. Die öffentliche Auslegung der des Bebauungs- und Grünordnungsplanes wurde 
am 16.03.2018 ortsüblich bekannt gemacht. 

 
6. Die Gemeinde Litzendorf hat mit Beschluss des Gemeinderates vom 18.09.2018 den Bebauungs- und 

Grünordnungsplan "Tanzwiesen-West" und die 3. Änderung des Bebauungsplanes "Tanzwiesen", 
gem. § 10 Abs. 1 BauGB in der Fassung vom 19.02.2018 als Satzung beschlossen. 

 
7. Die Gemeinde Litzendorf hat mit Beschluss des Gemeinderates vom 15.10.2019 den 

Satzungsbeschluss des Bebauungs- und Grünordnungsplanes "Tanzwiesen-West" und der 3. 
Änderung des Bebauungsplanes "Tanzwiesen" vom 18.09.2019 aufgehoben. 

 
8. Zu dem Entwurf des Bebauungs- und Grünordnungsplanes in der Fassung vom 15.10.2019 wurden 

die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB mit Schreiben vom 
……………2019 bis ……………2019 beteiligt. 

 
9. Der Entwurf des Bebauungs- und Grünordnungsplanes in der Fassung vom 15.10.2019 wurde mit 

Begründung und Umweltbericht gemäß § 3 Abs. 2 BauGB in der Zeit vom ………….2019 bis 
……………2019 öffentlich ausgelegt. Die öffentliche Auslegung der des Bebauungs- und 
Grünordnungsplanes wurde am …………2019 ortsüblich bekannt gemacht. 

 
10. Die Gemeinde Litzendorf hat mit Beschluss des Gemeinderates vom ……………2020 den 

Bebauungs- und Grünordnungsplan "Tanzwiesen-West" und die 3. Änderung des Bebauungsplanes 
"Tanzwiesen", gem. § 10 Abs. 1 BauGB in der Fassung vom …………..2019 als Satzung 
beschlossen. 

 
 
 Litzendorf, den ........................... 
  (Siegel) 
 
 ......................................................................................................... 
 1. Bürgermeister 
 
 
 

13.4 Festsetzung von Ausgleichsflächen nach § 1a Abs. 3 BauGB außerhalb des Geltungsbereiches. 
Als Ausgleichsfläche außerhalb des Geltungsbereiches wird eine Fläche von 1.076 qm des 
Flurstücks 392, Gemarkung Naisa festgesetzt. Entwicklungsziel ist eine Streuobstwiese auf 
extensiv genutztem Grünland (siehe Begründung). 

 
 
 15. Sonstige Planzeichen 
 
 15.1 Umgrenzung von Flächen für Nebenanlagen, Stellplätze, Carports und Garagen 
  (§ 9 Abs. 1 Nrn. 4 und 22 BauGB) 
 

  Stellplätze 
 

  Garagen oder Carports: 
  Garagen und Carports müssen innerhalb der mit Baugrenzen (Punkt 3.3 der Festsetzungen) 

umfassten Flächen errichtet werden. Grenzgebäude müssen der BayBO entsprechen.  
 

B. Örtliche Bauvorschriften (§ 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. der BayBO) und Gestaltungsfestsetzungen 
 
 1. Wohngebäude 
 
 1.1 Dachform 
  Es sind alle Dachformen zulässig. 
  Aneinander gebaute Doppelhäuser oder Hausgruppen müssen dieselbe Dachform und 

Firstrichtung aufweisen. 
 
 1.2 Dachneigung 
  Es sind alle Dachneigungen zulässig, sofern die festgesetzten Firsthöhen eingehalten werden. 
 
 1.3 Dacheindeckung  
  Es sind alle Dacheindeckungen zulässig. Die Vorschriften der Bay. Bauordnung sind zu 

beachten. 
  Bei Dachdeckungen aus Metall mit über 500 m² Fläche sind nur dauerhaft beschichtete 

Materialien zulässig. 
 
 1.4 Dachaufbauten 
  Dachaufbauten (Gauben etc.) sind zugelassen, wenn sie sich innerhalb der Schablone 

(Erläuterungszeichnung "Masken" unter C der verbindlichen Festsetzungen) bewegen. 
  Sonnenkollektoren und Fotovoltaikanlagen sind zugelassen und müssen mit den übrigen 

Dachflächen und Dachaufbauten harmonisch abgestimmt sein. 
 
 1.5 Kniestock 
  Hier erfolgen keine Einschränkungen, wenn die maximal zulässigen Traufhöhen und Firsthöhen 

eingehalten werden. 
 
 1.6 Stellung der baulichen Anlagen 
 

  Die Firstrichtung ist frei wählbar. 
 
 1.7 Höhenlage 

Hauseingänge und die Oberkante des fertigen Erdgeschossfußbodens dürfen im Mittel maximal 
50 cm über dem Niveau der Erschließungsstrasse liegen. Bezugspunkt ist das höchste, an das 
Grundstück angrenzende Straßenniveau.  
Bei Doppelhäusern und Hausgruppen muss je Gebäude die Höhenlage geprüft werden. Hier 
muss dann evtl. eine Abstufung der EFOK´s erfolgen 
 

 1.8 Geländeanpassung 
 

  Veränderungen des natürlichen Bodenreliefs, wie Abgrabungen und Aufschüttungen dürfen max. 
bis zu EFOK vorgenommen werden. 

 

Die Höhenlage der geplanten Gebäude ist durch die Errichtung und Abnahme eines 
Schnurgerüstes nachzuweisen.  
 

Das natürliche Gelände ist weitestgehend beizubehalten und darf durch Abgrabung oder 
Auffüllung nicht derart verändert werden, dass das Orts- und Landschaftsbild beeinträchtigt wird. 
Erhöhte Terrassenaufschüttungen mit steilen Böschungen sind nicht zulässig. 
Die Höhendifferenzen zum Fahrbahnrand bzw. zu den benachbarten Grundstücken müssen 
durch Böschungen auf dem eigenen Grundstück überwunden werden. 

 
 

C. Hinweise 
 
 1. Bestehende Grundstücksgrenzen 
 
 2. Vorgeschlagene Grundstücksgrenzen 
 
 3. Höhenlinien 
 
 4. Flurstücksnummern 
 
 5. Bestehende bauliche Anlagen 
 
 6. Schnittlagen 
 
 7. Es wird angeregt, Dächer und Fassaden zu begrünen 
 
 8. Vor dem Beginn der Bauausführung ist der wiederverwendbare Oberboden gemäß DIN 18915 

abzutragen und sachgerecht zu lagern.  
 
 9. Altlasten 
  Sollten während der Bauarbeiten Materialien gefunden werden, welche auf einen 

Altlastenverdacht hinweisen, ist das Landratsamt Bamberg sofort zu informieren. 
 
 10. Rückstausicherung, Kellerentwässerung 
  Die Kellergeschosse sind gegen Rückstau entsprechend zu sichern.  
  Evtl. sind erhöhte Anforderungen an die Kellerabdichtungen zu beachten. Schichten- und 

Grundwasser sind nicht auszuschließen. 
  Dem jeweiligen Bauherren wird aufgrund potenziell vorhandener hoher Grundwasserstände 

und/oder drückendem Grundwasser empfohlen, vor Beginn der Baumaßnahmen ein 
Baugrundgutachten in Auftrag zu geben. 

 
 11. Niederschlagwasser von versiegelten Flächen darf nicht oberflächig auf die Verkehrsflächen 

abgeleitet werden. 
  Den Grundstückseigentümern wird empfohlen, das anfallende Regenwasser zu sammeln und für 

die Gartenbewässerung zu verwenden. 
  Die Größe der Auffangbehälter sollte pro 100 m² Dachfläche 2 - 3 m³ nicht unterschreiten. 
 
 12. Baustoffe, deren Herstellung, Verarbeitung und Entsorgung die Umwelt und die Gesundheit 

schädigen und deren Ersatz nach dem Stand der Technik möglich ist, sollen möglichst nicht 
verwendet werden. 

 
 13. Grenzabstände bei Bepflanzungen 
  Bei Neupflanzungen von Gehölzen sind die gesetzlichen Grenzabstände einzuhalten: 
  Gehölze bis zu 2,0 m Höhe – mindestens 0,5 m Abstand von der Grenze 
  Gehölze über 2,0 m Höhe – mindestens 2,0 m Abstand von der Grenze 
 
 14. Denkmalpflege 
 
  Baudenkmal (nachrichtliche Übernahme) 
 
  Art. 8 Abs. 1 DSchG: Wer Bodendenkmäler auffindet, ist verpflichtet, dies unverzüglich der 

Unteren Denkmalschutzbehörde oder dem Landesamt für Denkmalpflege anzuzeigen. Zur 
Anzeige verpflichtet sind auch der Eigentümer und der Besitzer des Grundstücks, sowie der 
Unternehmer und der Leiter der Arbeiten, die zu dem Fund geführt haben. Die Anzeige eines der 
Verpflichteten befreit die übrigen. Nimmt der Finder an den Arbeiten, die zu dem Fund geführt 
haben, aufgrund eines Arbeitsverhältnisses teil, so wird er durch Anzeige an den Unternehmer 
oder den Leiter der Arbeit befreit. 

  Art. 8 Abs. 2 DSchG: Die aufgefundenen Gegenstände und der Fundort sind bis zum Ablauf von 
einer Woche nach der Anzeige unverändert zu belassen, wenn nicht die Untere 
Denkmalschutzbehörde die Gegenstände vorher freigibt oder die Fortsetzung der Arbeiten 
gestattet. 

  Alle Beobachtungen und Funde (unter anderem auffällige Bodenverfärbungen, Holzreste, 
Mauern, Metallgegenstände, Steingeräte, Scherben und Knochen) müssen unverzüglich, d. h. 
ohne schuldhaftes Zögern, der Unteren Denkmalschutzbehörde oder dem Landesamt für 
Denkmalpflege (Tel. 0951-4095-39, Fax: 0951-4095-42) mitgeteilt werden. 

 
 15. Immissionen durch Veranstaltungen 
 Aufgrund der möglichen Veranstaltungen im nordöstlichen Bereich des Plangebietes (innerhalb

und außerhalb des Geltungsbereiches) wie Kirchweih sowie Feuerwehrfeste oder sonstige
Vereinsfeste kann es im Plangebiet zu Lärmemissionen kommen. Die Umsetzung von zeitlichen
Begrenzungen hat im Rahmen der behördlichen Genehmigung der Veranstaltung durch die
Gemeinde Litzendorf zu erfolgen. 

 
 16. Betrieb von haustechnischen Anlagen 
  Zur Vermeidung von Lärmkonflikten für den Betrieb haustechnischer Anlagen (Wärmepumpen, 

Lüftungsanlagen etc.) sind hinsichtlich der maßgebenden Immissionsorte (jeweils 0,50 m vor dem 
geöffneten Fenster eines schutzbedürftigen Raumes in der Nachbarschaft) in der Summe die 
jeweils geltenden Immissionsrichtwerte der gültigen Rechtsvorschriften einzuhalten. 

 

  In diesem Zusammenhang wird auf den Flyer des Landesamtes für Umwelt "Lärmschutz bei Luft-
Wärmepumpen" und die dort genannten Mindestabstände in Abhängigkeit vom 
Schallleistungspegel der Wärmepumpe verwiesen. 

 

 18. Maximal mögliche Abmessungen der Gebäude II 
  Die Zeichnung ist auf eine Gebäudebreite von 12 m bezogen. 
 

 17. Maximal mögliche Abmessungen der Gebäude III 
  Die Zeichnung ist auf eine Gebäudebreite von 12 m bezogen. 
 

 5. Flächen für den überörtlichen Verkehr 
  (§ 5 Abs. 2 Nr. 3 und Abs. 4 BauGB) 
 
 5.1 Staatsstraße 2281 gemäß Art. 23 Abs. 1 BayStrWG. 

Unmittelbare Zugänge oder Zufahrten von den Grundstücken zu der St 2281 sind außer bei den 
ausgewiesenen Zufahrten nicht zulässig. 

  Werbende oder sonstige Hinweisschilder sind gemäß Art. 23 BayStrWG außerhalb der 
Bauverbotszone so anzubringen, dass die Aufmerksamkeit des Kraftfahrers nicht gestört wird 
(§ 1 Abs.5 Nr. 8 BauGB). 

 
 
 6. Verkehrsflächen  
  (§ 9 Abs. 1 Nr. 11 und Abs. 6 BauGB) 
 
 6.1 Planstraßen mit Gehweg 

Die Straßenraumgestaltung gilt nur als Hinweis und kann im Rahmen der Bauausführung noch 
geändert werden. 
 

 6.2 Eigenständiger Fuß- oder Radweg 
 
 6.3 Maßzahlen 
 
 6.4 Einmündungsradius 
 
 6.5 Straßenbegrenzungslinie 
 
 

11. Der Satzungsbeschluss des Bebauungs- und Grünordnungsplanes "Tanzwiesen-West" und der 3. 
Änderung des Bebauungsplanes "Tanzwiesen", wurde am ................... gemäß § 10 Abs. 3 Halbsatz 2 
BauGB ortsüblich bekannt gemacht. Der Bebauungs- und Grünordnungsplan ist damit in Kraft 
getreten. 

 Der Bebauungs- und Grünordnungsplan "Tanzwiesen-West" und die 3. Änderung des 
Bebauungsplanes "Tanzwiesen" mit Begründung und Umweltbericht wird seit diesem Tag zu den 
üblichen Dienststunden im Rathaus der Gemeinde Litzendorf zu jedermanns Einsicht bereitgehalten 
und über den Inhalt Auskunft gegeben. 

 Auf die Rechtsfolge des § 44 Abs. 3 BauGB sowie der §§ 214 und 215 BauGB ist hingewiesen. 
 
 
 Litzendorf, den ........................... 
  (Siegel) 
 
 ......................................................................................................... 
 1. Bürgermeister 
 

9.3 Eingrünung der Stellplatzflächen  
Nicht überdachte Stellplatzflächen sind durch Baum- bzw. Strauchpflanzungen (Artauswahl siehe 
Begründung) innerhalb eines mind. 1,5 m breiten Pflanzstreifens zu gliedern. Der Pflanzstreifen 
ist nach Möglichkeit mit mind. 12 cbm durchwurzelbarem Substrat herzustellen. Ausfälle von 
Pflanzungen sind durch gleichwertige Neupflanzungen zu ersetzen. 
 

9.4 Minimierung der Versiegelung 
Wo mit dem Nutzungszweck vereinbar, insbesondere im Bereich von Stellplätzen und Wegen 
etc., sind wasserdurchlässige Beläge zu verwenden. 

 
 
 10. Wasserflächen und Flächen für die Wasserwirtschaft, den Hochwasserschutz und die 

Regelung des Wasserabflusses 
  (§ 9 Abs. 1 Nr. 16 und Abs. 6 BauGB) 
 
 10.1 Umgrenzung von Flächen für die Wasserrückhaltung 
  Regenwasserrückhaltebecken 

Das Regenrückhaltebecken ist naturnah zu entwickeln und mit Böschungen in einer Steigung von 
mind. 1:6 (besser 1:8) anzulegen, um eine Bewirtschaftung bzw. Freihaltung von Bewuchs zu 
gewährleisten.  

 
 
 13. Planungen, Nutzungsregelungen und Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur 

Entwicklung der Landschaft  
  (§ 9 Abs. 1 Nrn. 20, 25 und Abs. 6 BauGB) 
 

13.1 Artenschutzmaßnahmen 
 Die Entfernung von Gehölzen ist nur außerhalb der Vogelbrutzeit zulässig.  

Kann die Entfernung nicht außerhalb der Vogelbrutzeit erfolgen ist nachzuweisen, dass keine 
brütenden Arten vorhanden bzw. betroffen sind. 

 
13.2 Erhaltungsgebote für Bäume  

Die zum Erhalt dargestellten Bäume sind zu erhalten sofern keine Gefährdung besteht. Während 
der Bauarbeiten ist der Bestand gem. DIN 18920 zu schützen. 
 

13.3 Pflanzgebote für Bäume  
Zur Eingrünung des Straßenraums und Gestaltung der nordöstlichen öffentlichen Grünfläche 
(Kirchweihplatz) sind im Bereich der dargestellten Einzelbäume hochstämmige Laubbäume zu 
pflanzen (Mindestqualität Hochstamm, 3xv, StU 16-18, mB, Artauswahl siehe Begründung). Die 
Plandarstellung ist lagemäßig nicht bindend, geringe Abweichungen sind daher unter 
Beibehaltung des Begrünungskonzeptes und der Anzahl der Gehölze zulässig. Die Pflanzungen 
sind dauerhaft gärtnerisch zu unterhalten und bei Verlust durch Ersatzpflanzungen gleicher 
Qualität zu ersetzen. 

 


